
Gemäß § 53 Abs. 4 GOG 
an die Abgeordneten verteil t 

~ 
Abänderungsantrag ~-

der Abgeordneten August Wöginger, Markus Koza 

und Kolleginnen und Kollegen 

lvoll2~ 

zum Bericht des Ausschusses für Arbeit und Soziales (1332 · d.B.) betreffend die 
Regierungsvorlage, mit dem ein Bundesgesetz über die Einrichtung eines Hospiz- und 
Palliativfonds und über die Gewährung von Zweckzuschüssen an die Länder zur 
finanziellen Unterstützung der Hospiz- und Palliativversorgung ab dem Jahr 2022 (Hospiz­
und Palliativfondsgesetz HosPalFG) erlassen sowie das Allgemeine 
Sozialversicherungsgesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern­
Sozialversicherungsgesetz und das Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetz 
geändert werden (1290 d.B.) (TOP 10) 

Der Nationalrat wolle in zweiter Lesung beschließen: 

Der eingangs bezeichnete Gesetzesantrag wird wie folgt geändert: 

Art. 1 (Hospiz- und Palliativfondsgesetz - HosPalFG) wird wie folgt geändert: 

1. In§ 1 Abs. 2, § 2 Z 1, Z 2, Z 5, Z 6, Z 8, Z 9, Z 10, Z 11 und Z 12 sowie in§ 9 Abs. 2 Z 8 wird die 
Wortfolge „Palliativpatienten und patientinnen" durch die Wort- und Zeichenfolge „Palliativpatienten 
und -patientinnen" ersetzt. 

2. In§ 2 Z 4 wird die Wort- und Zeichenfolge „Fachärzte und -innen" durch die Wort- und Zeichenfolge 
„Fachärzte und -ärztinnen" ersetzt. 

3. § 13 Abs. 1 lautet: 

»§ 13. (1) Die Länder haben um die Zweckzuschüsse jährlich längstens bis zum 31. März des jeweiligen 
Kalenderjahres der Inanspruchnahme beim Bundesministerium für Soziales, Gesundheit, Pflege und 
Konsumentenschutz anzusuchen und im Zuge dessen eine Verpflichtungserklärung zur widmungsgemäßen 
Verwendung im Sinne des§ 4 und zur Einhaltung der in§ 5 festgelegten Bedingungen abzugeben. Im Jahr 
2022 hat dies bis längstens 30. September zu erfolgen. Darüber hinaus ist jährlich ab dem Jahr 2023 
längstens bis zum 31. März des jeweiligen Kalenderjahres der Inanspruchnahme eine Erklärung der über 
die zwischen Bund, Ländern und Trägem der Sozialversicherung im Rahmen der nach § 3 Abs. 2 
getroffenen Vereinbarung über die auf Landesebene erfolgte Abstimmung über die in § 5 genannten 
Bedingungen anzuschließen. Im Jahr 2022 hat dies bis längstens 30. September zu erfolgen.« 

4. In§ 13 Abs. 2 letzter Satz wird der Ausdruck „ ab " durch den Ausdruck „ Ab " ersetzt. 

5. § 13 Abs. 3 Z 1 lautet: 
» 1. in den Jahren 2022 und 2023 nach Vorlage der beiden in Abs. 1 genannten Erklärungen als 

Vorleistung für das jeweils laufende Kalenderjahr und gelangt längstens bis November 2022 und 
im Mai 2023 zur Anweisung,« 

Art. 2 (Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 2 lautet: 

»2. Nach§ 762 wird folgender§ 763 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmung zu Art. 2 des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xx/2022 

§ 763. § 117 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. l Nr. xx/2022 tritt mit 1. Jänner 2022 in 
Kraft."« 

Art. 3 (Änderung des Gewerblichen Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 2 lautet: 
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»2. Nach§ 394 wird folgender§ 395 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmung zu Art. 3 des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xx/2022 

§ 395. § 90 Abs. 1 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 1 Nr. xx/2022 tritt mit 1. Jänner 
2022 in Kraft."« 

Art. 4 (Änderung des Bauern-Sozialversicherungsgesetzes) wird wie folgt geändert: 

Die Z 2 lautet: 

»2. Nach § 388 wird folgender§ 389 samt Überschrift angefügt: 

„Schlussbestimmung zu Art. 4 des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xx/2022 

§ 389. § 75 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGB!. I Nr. xx/2022 tritt mit 1. Jänner 2022 in 
Kraft."« 

Art. 5 (Änderung des Beamten-Kranken- und Unfallversicherungsgesetzes) wird wie folgt 
geändert: 

Die Z 2 lautet: 

»2. Nach§ 273 wird folgender § 274 samt Überschrift eingefügt: 

„Schlussbestimmung zu Art. 5 des Bundesgesetzes BGBI. 1 Nr. xx/2022 

§ 274. § 52 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 1 Nr. xx/2022 tritt mit 1. Jänner 2022 in 
Kraft."« 

Begründung 
Zu Art. l Z 1 (§ 1 Abs. 2, § 2 Z 1, Z 2, Z 5, Z 6, Z 8, Z 9, Z 10, Z 11 und Z 12 sowie § 9 Abs. 2 Z 8 
HosPalFG): 

Mit den redaktionellen Änderungen sollen insofeme Korrekturen vorgenommen werden, als dem Ausdruck 
„patientinnen" jeweils ein Bindestrich vorangestellt wird. 

Zu Art. l Z 2 (§ 2 Z 4 HosPalFG): 

Die redaktionelle Änderung ist einem korrekten geschlechtergerechten Sprachgebrauch geschuldet. 

Zu Art. l Z 3 bis 5 (§ 13 Abs. l bis 3 HosPalFG): 

Die Regierungsvorlage sieht für das Jahr 2022 vor, dass die Bundesmittel gemäß § 13 Abs. 1 längstens bis 
zum 31. März 2022 von den Ländern beantragt werden müssen. Außerdem wäre das Einvernehmen gemäß 
§ 3 Abs. 2 zwischen Bund, Land und Trägern der Sozialverischerung ebenfalls bis 31. März 2022 
herzustellen. Da sich gezeigt hat, dass diese Fristen zu kurz gegriffen sind, sollen sie für das Jahr 2022 
längstens bis zum 30. September 2022 verlängert werden. 

In Abs. 2 letzter Satz soll eine redaktionelle Änderung vorgenommen werden, da das erste Wort „ab" einer 
Großschreibung unterliegt. 

Aufgrund der in Abs. 1 vorgesehenen Fristverlängerung soll die in Abs. 3 Z 1 für das Jahr 2022 geregelte 
Auszahlung des Zweckzuschusses unter Vorlage der in Abs. l angeführten Erklärungen anstatt im Mai 
2022 längstens bis November 2022 erfolgen. Hiermit soll zum Ausdruck gebracht werden, dass eine 
Auszahlung des Zweckzuschusses vor dem November 2022 möglich sein soll, so die in Abs. 1 festgelegten 
Bedingungen vom jeweiligen Land erfüllt werden. 

Zu Art. 2 bis 5: 

Die Schlussbestimmungen zu den Sozialversicherungsgesetzen werden redaktionell berichtigt. 
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